In der Senatssitzung am 13. Dezember 2022 beschlossene Fassung

Der Senator fur Inneres

09.12.2022

Neufassung der Vorlage fiir die Sitzung des Senats am 13.12.2022

Neufassung der Verordnung tiber Art, Wirkungsweise, Zweckbestimmung der
polizeilichen Waffen und Munition
(Polizeiwaffenverordnung)

A. Problem

Der polizeiliche Auftrag besteht dahin, Gefahren fur die offentliche Sicherheit
abzuwehren sowie StrafverfolgungsmalRnahmen durchzufihren. Es kann hierbei
erforderlich sein, unmittelbaren Zwang gegen Personen, Tiere oder Sachen in Form
der Nutzung von Waffen einzusetzen. Der Einsatz von polizeilichen Waffen muss in
der Weise vorgenommen werden, dass mit den Rechtsgutern der stérenden Person
mdglichst schonend umgegangen wird. Der VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz ist dabei
immer zu beachten. Der Waffeneinsatz gegen Menschen soll auch im polizeilichen
Alltag die aulerst seltene Ausnahme sein. Nach § 101 Absatz 4 Satz 1 des
Bremischen Polizeigesetzes sind Art, Wirkungsweise, Zweckbestimmung und
Munition der polizeilichen Waffen in einer Rechtsverordnung des Senats zu
beschreiben. Seit der letzten Anderung der Verordnung Uber Art, Wirkungsweise,
Zweckbestimmung der polizeilichen Waffen und Munition (Polizeiwaffen-verordnung)
am 20.06.2006 haben sich die zu bewaltigenden polizeilichen Lagen verandert und die
am Markt zur Verfigung stehenden Waffen und Munition weiterentwickelt. Um die
Polizei mit effektiven Mitteln auszustatten, die verantwortungsbewusst einzusetzen
sind, ist die vorliegende Uberarbeitung der Verordnung angezeigt.

Dabei ist insbesondere eine Anpassung der Nummerierung der Paragrafen
erforderlich. Durch die Neuregelungen in § 3 und § 4 wird die Beschaffung und
Verwendung von Schlagstdocken und Elektroimpulsgeraten an technische und
rechtliche Vorgaben angepasst, so dass ausschlieBlich zuldssige Einsatzmittel
angeschafft und eingesetzt werden. Mit der Neufassung des § 5 soll den befugten
Polizeikraften die Moglichkeit gegeben werden, angreifende Tiere (z. B. Hunde) mittels
des Einsatzes einer Pistole angriffsunfahig zu machen oder bei grollem Leid zu
erldsen. Bisher war die Pistole nicht zu diesem Zweck nutzbar. Die Pistole gehort zur
Standardausrustung der Einsatzkrafte und wirde im Bedarfsfall — im Gegensatz zu
einer Flinte — direkt zur Verfugung stehen. In § 6 Absatz 1 wird klargestellt, dass die
Nutzung von Maschinengewehren durch die Polizeibehdrden der Freien Hansestadt
Bremen nicht erlaubt ist. Faktisch gilt dies bereits seit einem Beschluss der Standigen
Konferenz der Innenminister und Innensenatoren vom 21.12.1979, wonach
Maschinengewehre und Handgranaten bei den Polizeien der Lander abgeschafft
werden sollten. Die bisher bestehende Unklarheit, ob die Dauerfeuer-Funktion von
Maschinenpistolen verwendet werden darf, wird dahingehend aufgelost, dass diese
Schussart zwar zugelassen wird, aber nur gegen Personen mit automatischen Waffen
bzw. Panzerabwehrhandwaffen oder gegen Fahrzeuge, die in der konkreten Situation
als Waffe gebraucht werden, eingesetzt werden darf. Mit der Aufnahme der



Offnungsmunition als Spezialmunition fiir Flinten wird der Polizeivollzug in § 6 Absatz
3 mit einem neuen Einsatzmittel ausgestattet. Mit diesem Einsatzmittel wird das
Eindringen in Gebaude, Fahrzeuge oder baulich besonders gesicherte Bereiche als
regelmaliger Bestandteil des polizeilichen Einsatzes von Spezialeinheiten auf eine
weitere Art und Weise ermoglicht. Bislang stehen hierfir nur schwere oder
groBvolumige Gerate zur Verfugung. Diese sind zum einen schwieriger zu
transportieren durch das hohe Eigengewicht und Packmal und zum anderen bergen
sie die Gefahr der Gefahrdung von hinter den Barrieren befindlichen Personen beim
Offnen von Hindernissen (z. B. einer Tir). Um in entsprechenden Einsatzlagen
adaquat agieren zu konnen, soll die Polizei die technische Alternative des Einsatzes
der Offnungsmunition zum Eindringen in verschlossene Rdume nutzen kdnnen. Infolge
der Erlaubnis zur Nutzung der Signal- und Mehrzweckeinsatzpistolen fur den
Abschuss von Irritationskérpern und die Abgabe von indirekten Schissen wird in § 7
der Anwendungsbereich des Einsatzes dieser polizeilichen Waffe erweitert. Der
Einsatz von Irritationskdrpern ist flr die Spezialeinheiten essentieller Bestandteil der
grundlegenden Einsatztaktik. Samtliche Spezialeinheiten im Bundesgebiet nutzen
Irritationskorper. Diese wirken durch akustische Irritation (lauter, auch mehrfacher
Schallimpuls/Knall) und durch optische lIrritation (heller Lichtimpuls 1 "Lichtblitz") und
kénnen infolge der durch diese Funktion ausgeldsten Irritationen zu einer Beruhigung
der Lage beitragen.

B. Lésung

Die notwendigen redaktionellen Anpassungen und inhaltlichen Anderungen werden im
Rahmen einer Neufassung der Verordnung Uber Art, Wirkungsweise,
Zweckbestimmung der polizeilichen Waffen und Munition (Polizeiwaffenverordnung)
entsprechend umgesetzt. Im Einzelnen wird auf den angefugten Entwurf der
Neufassung der Verordnung Uber Art, Wirkungsweise, Zweckbestimmung der
polizeilichen Waffen und Munition verwiesen.

Die staatliche Deputation fur Inneres hat der Neufassung der Verordnung in ihrer
Sitzung am 23.11.2022 zugestimmt.

C. Alternativen
Keine.

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Genderpriifung

Keine.

E. Beteiligung/ Abstimmung

Die Polizei Bremen und die Ortspolizeibehdérde Bremerhaven wurden beteiligt.

Der Entwurf wurde durch die Senatorin fur Justiz und Verfassung rechtsférmlich
gepruft.



F. Offentlichkeitsarbeit / Veréffentlichung nach dem
Informationsfreiheitsgesetz

Far die Veroffentlichung geeignet.
G. Beschluss

Der Senat beschliel3t entsprechend der Vorlage des Senators fur Inneres vom
09.12.2022 die Neufassung der Verordnung Uuber Art, Wirkungsweise,
Zweckbestimmung der polizeilichen Waffen und Munition (Polizeiwaffenverordnung)
sowie die Ausfertigung der Verordnung und deren Verkiindung im Gesetzblatt der
Freien Hansestadt Bremen.

Anlage:
Neufassung der Verordnung Uber Art, Wirkungsweise, Zweckbestimmung der

polizeilichen Waffen und Munition (Polizeiwaffenverordnung) samt Begrindung.



Verordnung uber Art, Wirkungsweise, Zweckbestimmung
der polizeilichen Waffen und Munition
(Polizeiwaffenverordnung)

Vom

Auf Grund des § 101 Absatz 4 Satz 2 des Bremischen Polizeigesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember 2001 (Brem.GBI. S. 441; 2002,
S. 47 — 205-a-1), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. November 2020
(Brem.GBI. S. 1486) geandert worden ist, wird verordnet:

§1
Allgemeines

(1) Polizeiliche Waffen und polizeiliche Munition sind die in den §§ 2 bis 7
beschriebenen Gegenstande.

(2) Polizeiliche Waffen dienen dem Zweck unmittelbaren Zwang auszulben.
§2
Reizstoffe

(1) Zugelassene Reizstoffe sind Capsaicin und Pelargonsaurevanillylamid (Pfeffer-
reizstoffe) sowie Chloracetophenon (CN) und Chlorbenzylidenmalondinitril (CS). CS
und Pfefferreizstoffe durfen nicht mittels Wasserwerfer eingesetzt werden.

(2) Reizstoff kann geworfen, verspruht oder verschossen werden.

(3) Reizstoff bewirkt eine Reizung der Haut, insbesondere der Schleimhaute, und
kann Ubelkeit, Atemnot und Orientierungslosigkeit hervorrufen.

(4) Der Reizstoffeinsatz dient dem Zweck, Personen angriffs- oder fluchtunfahig zu
machen, gewaltsamen Widerstand zu brechen oder eine Menschenmenge abzu-
drangen oder aufzulésen. Durch die Verwendung von Reizstoff soll der Einsatz star-
ker wirkender Waffen vermieden werden.



§3
Schlagstocke

(1) Zugelassene Schlagstocke sind der Einsatzstock kurz ausziehbar, der Einsatz-
stock lang und der Mehrzweckeinsatzstock. Es durfen nur Schlagstocke eingesetzt
werden, die den Vorgaben der technischen Richtlinie Einsatzstocke, kurz und lang
der Deutschen Hochschule der Polizei entsprechend beschaffen sind.

(2) Mit dem Schlagstock kann durch Hieb oder Stof3 auf Personen oder Sachen
eingewirkt werden.

(3) Der Schlagstock dient dem Zweck, einen Angriff abzuwehren oder Personen
angriffs- oder fluchtunfahig zu machen, eine Menschenmenge abzudrangen oder
aufzulésen, gewaltsamen Widerstand zu brechen oder auf Sachen einzuwirken.

§ 4
Distanz-Elektroimpulsgerate

(1) Es durfen nur Distanz-Elektroimpulsgerate eingesetzt werden, bei denen

1. bauartbedingt der Stromfluss nach beendeter Betatigung des Abzuges nach
langstens funf Sekunden unterbrochen und

2. das Datum, die Uhrzeit und die Dauer des Einsatzes des Geréats unverander-
bar gespeichert

wird. Die Gesamtleistung des Gerats darf bei einem Einsatz gegen Personen 26 Watt
nicht Gbersteigen. Mit Gesamtleistung ist diejenige Leistung gemeint, die vom Gerat
tatsachlich abgegeben wird.

(2) Durch Distanz-Elektroimpulsgerate kann mittels impulsartiger Stromubertra-
gung die vorubergehende Handlungsunfahigkeit von Personen oder Tieren bewirkt
werden.

(3) Distanz-Elektroimpulsgerate dienen dem Zweck, Personen oder Tiere angriffs-,
flucht- oder handlungsunfahig zu machen, Verletzungen durch Angriffe zu verhindern
oder gewaltsamen Widerstand zu brechen. Durch die Verwendung von Distanz-
Elektroimpulsgeraten soll der Einsatz starker wirkender Waffen vermieden werden.

(4) Zweifunktionale Elektroimpulsgerate durfen nur im Distanzmodus verwendet
werden; die Vorschriften Uber Notwehr und Notstand bleiben unberihrt.

§5
Pistolen und Revolver

(1) Als Pistolen und Revolver sind nur Selbstladewaffen zugelassen, mit denen
konstruktionsbedingt ausschlieRlich die Abgabe von Einzelschissen moglich ist.



(2) Als Munition fur die in Absatz 1 genannten Waffen darf nur zugelassene
handelsubliche Munition mit Voll- und Teilmantelgeschossen, Hartkern- und Defor-
mationsgeschossen verwendet werden.

(3) Durch die in Absatz 1 genannten Waffen kdnnen Verletzungen oder die Ein-
wirkung auf Sachen veranlasst werden.

(4) Die in Absatz 1 genannten Waffen dienen dem Zweck, Personen angriffs- oder
fluchtunfahig zu machen, Tiere angriffs- oder handlungsunfahig zu machen oder von
ihrem Leid zu erlésen oder auf Sachen einzuwirken.

§6
Maschinenpistolen und Gewehre

(1) Als sonstige Schusswaffen sind nur Maschinenpistolen und Gewehre ein-
schlieBlich Flinten, mit Ausnahme von Maschinengewehren, zugelassen. Mit ihnen
kdnnen einzelne Schisse, Feuerstolie oder im Falle einer Maschinenpistole Dauer-
feuer abgegeben werden. Dauerfeuer darf nur gegen Personen mit automatischen
Waffen oder Panzerabwehrhandwaffen oder gegen Fahrzeuge, die in der konkreten
Situation als Waffe gebraucht werden, eingesetzt werden. Flinten diurfen nicht gegen
Personen eingesetzt werden.

(2) Bei MalRnahmen gegen Tiere sind auch Narkosegewehre zugelassen.

(3) Fur die in Absatz 1 Satz 1 genannten Maschinenpistolen und Gewehre ist die
in § 5 Absatz 2 genannte Munition zugelassen; mit Deformationsmunition durfen nur
einzelne Schusse abgegeben werden. Fur Flinten ist handelstbliche Jagdmunition
und Offnungsmunition zum ZertrGmmern von Tirschldssern und -angeln zugelassen.
Fur Narkosegewehre ist fur den allgemeinen Markt oder fur Behdrden hergestellte
Narkosemunition zugelassen.

(4) § 5 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend.
§7
Signal- und Mehrzweckpistolen

(1) Als Signal- und Mehrzweckpistolen sind Waffen zum Abschuss von handelsib-
licher Leucht- und Signalmunition mit zugelassenem pyrotechnischen Inhalt sowie
zum Abschuss von Reizstoffkorpern zugelassen. Durch die Konstruktion muss
gewahrleistet sein, dass nur Einzelschlisse abgefeuert werden kdnnen.

(2) Signal- und Mehrzweckpistolen durfen zur Ausleuchtung, zur Abgabe von
Signalen und zum Abschuss von Irritationskdrpern oder Reizstoffen nach § 2 einge-
setzt werden. Der direkte Beschuss von Personen oder Personengruppen ist ver-
boten.

(3) Fur Signal- und Mehrzweckpistolen sind fur den allgemeinen Markt oder fur
Behorden hergestellte Leucht- und Signalmunition sowie Reizstoffkérper zugelassen.



Als Einzelschuss im Sinne von Absatz 1 Satz 2 gilt auch Leucht- und Signalmunition,
mit der mittels einer Patrone mehrere Leuchtkorper ausgestof3en werden.

§8
Rauch- und Nebelgranaten

Als Rauch- und Nebelgranaten sind Nebelwurfkorper zugelassen.
§9
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkindung in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Verordnung uber Art, Wirkungsweise, Zweckbestimmung der polizeilichen Waffen
und Munition (Verordnung Uber Art, Wirkungsweise, Zweckbestimmung der polizei-
lichen Waffen und Munition vom 12. November 1985 (Brem.GBI. S. 208 — 205-a-4),
die zuletzt durch die Verordnung vom 20. Juni 2006 (Brem.GBI. S. 333) geandert
worden ist, aulRer Kraft.

Bremen, den

Der Senat



Begriindung
A. Allgemeines

Der polizeiliche Auftrag besteht dahin, Gefahren fur die offentliche Sicherheit
abzuwehren sowie StrafverfolgungsmalRnahmen durchzufihren. Es kann hierbei
erforderlich sein, unmittelbaren Zwang gegen Personen, Tiere oder Sachen in Form
der Nutzung von Waffen einzusetzen. Der Einsatz von polizeilichen Waffen muss in
der Weise vorgenommen werden, dass mit den Rechtsgutern der storenden Person
moglichst schonend umgegangen wird. Der Verhaltnismaligkeitsgrundsatz ist dabei
immer zu beachten. Der Waffeneinsatz gegen Menschen soll auch im polizeilichen
Alltag die aullerst seltene Ausnahme sein. Nach § 101 Absatz 4 Satz 1 des
Bremischen Polizeigesetzes sind Art, Wirkungsweise, Zweckbestimmung und
Munition der polizeilichen Waffen in einer Rechtsverordnung des Senats zu
beschreiben. Seit der letzten Anderung dieser Verordnung am 20.06.2006 haben sich
die zu bewaltigenden polizeilichen Lagen verandert und die am Markt zur Verfligung
stehenden Waffen und Munition weiterentwickelt. Um die Polizei mit effektiven Mitteln
auszustatten, die verantwortungsbewusst einzusetzen sind, ist die vorliegende
Uberarbeitung der Verordnung angezeigt.

Die Nummerierung der Paragrafen wird angepasst.

B. Zu den einzelnen Vorschriften
Zu §1

Infolge der Neunummerierung der Paragrafen wird eine redaktionelle Anderung in
Absatz 1 vorgenommen.

Zu § 2

Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung, sowie eine Erganzung bei der moglichen
Wirkung von Reizstoff.

Die Zwecke, zu denen Reizstoff eingesetzt werden kann, werden in Absatz 4 erweitert.
Zu§3

Zur Vereinheitlichung der Bezeichnungen in den Uberschriften wird fortan die
Mehrzahl ,Schlagstécke* als Uberschrift des § 3 verwendet.

Mit der Einfugung des Satzes 1 von Absatz 1 wird bestimmt, welche
Schlagstockmodelle zur Nutzung zugelassen sind. Mit dieser Regelung wird
sichergestellt, dass bei der Polizei ausschlieRlich Schlagstocke genutzt werden, die
den Malgaben der Technischen Richtlinie ,Einsatzstocke kurz und lang“ der
Deutschen Hochschule der Polizei entsprechen.



Die Zwecke, zu denen ein Schlagstock eingesetzt werden kann, werden in Absatz 3
erweitert.

Zu§4
Infolge der Anderung der Nummerierung der Paragraphen wird der alte § 3a zu § 4.

Mit der Aufnahme von Satz 3 wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die
Distanz-Elektroimpulsgerate von den herstellenden Unternehmen regelmaRig
modernisiert und mit der neusten Technik ausgestattet werden. Somit durften ohne
eine Anderung der gesetzlichen Vorgaben neue Gerate beschafft werden, die rein
technisch eine Leistung von Uber 26 Watt aufbringen wirden. Die Nutzung dieses
Mehr an Leistung ist jedoch nicht erlaubt. Zudem wird eine Klarstellung aufgenommen.

Die Zwecke, zu denen ein Distanz-Elektroimpulsgerat eingesetzt werden kann, werden
in Absatz 3 erweitert.

Gemal des neuen Absatzes 4 durfen zweifunktionale Elektroimpulsgerate nur in
Notwehr und Notstand Situationen im Kontaktmodus eingesetzt werden.

Zu§5

In Absatz 2 wird die Bezeichnung der zugelassenen Munition angepasst, um somit den
gangigen Formulierungen zu genugen. Erweiterungen der zugelassenen Munition
ergeben sich aus dieser geanderten Formulierung nicht.

Zudem soll den befugten Polizeikraften die Moglichkeit gegeben werden, angreifende
Tiere (z. B. Hunde) mittels des Einsatzes einer Pistole angriffsunfahig zu machen oder
bei grollem Leid zu erldosen. Bisher war die Pistole nicht zu diesem Zweck nutzbar. Die
Pistole gehort zur Standardausrustung der Einsatzkrafte und wirde im Bedarfsfall —
im Gegensatz zu einer Flinte — direkt zur Verfigung stehen.

Zu§ 6

In Absatz 1 wird klargestellt, dass die Nutzung von Maschinengewehren durch die
Polizeibehdrden der Freien Hansestadt Bremen nicht erlaubt ist. Diese Regelung gilt
bereits seit einem Beschluss der Standigen Konferenz der Innenminister und
Innensenatoren vom 21.12.1979 wonach Maschinengewehre und Handgranaten bei
den Polizeien der Lander abgeschafft werden sollten.

Zudem wird die Unklarheit, welche Schussarten mit den zugelassenen
Maschinenpistolen und Gewehren abgegeben werden kdnnen, konkretisiert. Mittels
dieser Waffen konnen je nach Beschaffenheit sowohl einzelne Schisse, FeuerstolRe



als auch Dauerfeuer abgegeben werden. Diese Mdglichkeiten sollen daher gesetzlich
normiert sein, um Abgrenzungsprobleme auszuschliel3en.

Mit der Aufnahme der Offnungsmunition als Spezialmunition fir Flinten wird der
Polizei-vollzug in Absatz 2 mit einem neuen Einsatzmittel ausgestattet. Mit diesem
Einsatzmittel wird das Eindringen in Gebaude, Fahrzeuge oder baulich besonders
gesicherte Bereiche als regelmaliger Bestandteil des polizeilichen Einsatzes von
Spezialeinheiten auf eine weitere Art und Weise ermdoglicht. Bislang stehen hierfur nur
schwere oder grofRvolumige Gerate zur Verfugung. Diese sind zum einen schwieriger
zu transportieren durch das hohe Eigengewicht und Packmall und zum anderen
bergen sie die Gefahr der Gefahrdung von hinter den Barrieren befindlichen Personen
beim Offnen von Hindernissen (z. B. einer Tir). Um in entsprechenden Einsatzlagen
adaquat agieren zu kdnnen, soll die Polizei die technische Alternative des Einsatzes
der Offnungsmunition zum Eindringen in verschlossene Rdume nutzen kénnen. Mit
der Abgabe eines Schusses von Offnungsmunition aus einer Flinte wird ein spezieller
Metallstaub (z. B. aus Zink oder Bismut) auf das zu 6ffnende Hindernis abgegeben
und infolge einer immensen Beschleunigung entfaltet sich die Energie des Staubes im
Ziel. Der Staub selbst I6st sich in einer ,Staubwolke" auf, wodurch eine Gefahrdung
von hinter den Barrieren befindlichen Personen (z. B. fur eine hinter der Tur stehende
Person) minimiert wird. Mit der Offnungsmunition kann im Falle der Amtshilfe auch die
spezielle Sicherheitsverglasung von DB-Zlgen ausgekdérnt werden, um ein
fensterseitiges Eindringen in den Waggon zu ermoglichen. Die Verwendung von
Offnungsmunition ist im Hinblick auf die Eignung und erhebliche Reduzierung von
etwaig hinter den Barrieren befindlichen Personen ein wichtiges neues Einsatzmittel
fur die polizeiliche Arbeit. Die Offnungsmunition soll zunZchst nur von den
Spezialeinheiten genutzt werden und ist eine umfassende Evaluierung vorgesehen.

Ein Grofteil der Spezialkrafte des Nordverbunds sowie weitere Lander nutzen bereits
Offnungsmunition.

Zu§7

Infolge der Erlaubnis zur Nutzung der Signal- und Mehrzweckeinsatzpistolen flr den
Abschuss von Irritationskdrpern und die Abgabe von indirekten Schissen wird der
Anwendungsbereich des Einsatzes dieser polizeilichen Waffe erweitert.

Der Einsatz von Reizstoffen ist in vielfaltigen Einsatzszenarien geboten, um ohne
weitergehe-den Zwangsmitteleinsatz Gefahren fir die oOffentliche Sicherheit
abzuwehren. Reizstoffe durfen mittels der Mehrzweckeinsatzpistolen nicht direkt auf
Personen oder Personengruppen abgeschossen werden. Nur der indirekte Beschuss
(beispielsweise Uber einer Personengruppe) ist zulassig. Der direkte Beschuss mit
Reizstoffspruhgeraten erfordert eine direkte raumliche Nahe zu den storenden
Personen. Dies kann mit erheblichen Gefahrdungen der Einsatzkrafte verbunden sein
und zudem von den stérenden Personen als Provokation verstanden werden und
damit zur Eskalation der Gesamtsituation beitragen. Der Einsatz von Reizstoffen



mittels Mehrzweckpistolen kann aufgrund der Reichweite und der damit
einhergehenden Distanz in diesen spezifischen Lagen dazu beitragen, die Gefahr
effektiver zu beenden und hierbei insbesondere Gefahrdungen fur Einsatzkrafte zu
minimieren.

Der Einsatz von lIrritationskorpern ist fur die Spezialeinheiten essentieller Bestandteil
der grundlegenden Einsatztaktik. Samtliche Spezialeinheiten im Bundesgebiet nutzen
Irritationskorper. Diese wirken durch akustische Irritation (lauter, auch mehrfacher
Schallimpuls/Knall) und durch optische lIrritation (heller Lichtimpuls 1 "Lichtblitz") und
kénnen infolge der durch diese Funktion ausgeldsten Irritationen zu einer Beruhigung
der Lage beitragen.

Zu § 8

Der neue Paragraf 8 ermoglicht den Einsatzkraften den Einsatz von sogenannten
Nebelwurf-korpern. Mittels dieses Einsatzmittels wird eine starke Rauch-oder
Nebelentwicklung erzeugt. Die Ladung brennt langsam unter starker Rauch- oder
Nebelentfaltung ab und vernebelt das Sichtfeld. Mit dem Einsatz dieser polizeilichen
Waffen kann beispielsweise der Einsatzraum unscharf gemacht werden um
nachrickenden Kraften die Mdglichkeit zur verdeckten Ortsveranderung zu geben
oder um eine verdeckte Evakuierung verletzter/gefahrdeter Personen aus einem
Gefahrenraum zu ermoglichen.

Zu§9

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Rechtsverordnung bzw. AulRerkrafttreten
der bisherigen Regelungen.



	Neufassung Senatsvorlage-Waffenverordnung
	neu _bf_WaffenVO
	Verordnung über Art, Wirkungsweise, Zweckbestimmung  der polizeilichen Waffen und Munition (Polizeiwaffenverordnung)
	Allgemeines
	Reizstoffe
	Schlagstöcke
	Distanz-Elektroimpulsgeräte

	1. bauartbedingt der Stromfluss nach beendeter Betätigung des Abzuges nach längstens fünf Sekunden unterbrochen und
	2. das Datum, die Uhrzeit und die Dauer des Einsatzes des Geräts unveränderbar gespeichert
	Pistolen und Revolver
	Maschinenpistolen und Gewehre
	Signal- und Mehrzweckpistolen
	Rauch- und Nebelgranaten
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten


	A TOP 7.2 Anlage 2 Begründung Neufassung WaffVO

